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Beratungskonzept für Beratungsstellen
in der Trägerschaft von donum vitae

1. Präambel zum
Selbstverständnis

Auf der Grundlage des christlichen Glaubens geht die Beratung von der Würde 
jeden menschlichen Lebens aus, unabhängig von seinem Entwicklungsstadium, 

einer Krankheit oder einer Behinderung. Gerade in Not- und Konfliktsituationen 

wird in der Beratung zum Schutz des Lebens eine besondere Herausforderung 
angenommen, die aus dem Vertrauen auf die Liebe und die Zusage Gottes an alle 
Menschen die Kraft gewinnt, gemeinsam mit den Rat Suchenden Perspektiven für 
ein Leben mit dem Kind – auch mit einem kranken oder behinderten Kind –  zu 
entwickeln.

Beratung geht davon aus, dass grundsätzlich jede Person dazu fähig ist Ent-
scheidungen zu treffen, für die letztlich nur sie die Verantwortung übernehmen 
kann. Dies betrifft auch die Entscheidungen im Zusammenhang mit Sexualität, 
Familienplanung, Schwangerschaft und Versorgung eines Kindes.

In einer besonderen Situation von Bedrängnis und Not kann eine schwangere
Frau jedoch in eine so umfassende Krise geraten, dass sie den Eindruck hat, ihr 
bliebe als Ausweg letztlich nur die Entscheidung für einen Abbruch der Schwan-
gerschaft. Beratung hat in dieser Situation zunächst die Aufgabe, die Not der 
Frau zu verstehen, mit ihr gemeinsam nach Hilfsmöglichkeiten zu suchen, die 
Frau in ihrer reflektierten Entscheidungsfindung zu begleiten und in diesem Zu-
sammenhang die Würde des Ungeborenen und sein Recht auf Leben ins Bewusst-
sein zu rufen. Dies geschieht in der Absicht, dass die Frau die Möglichkeit zulässt, 
sich ein Leben mit dem Kind vorzustellen und entsprechende Hilfsangebote 
wahrzunehmen.
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Dazu gehört es nach unserem Verständnis auch, dass keine aktive Hilfe im Ver-
fahren eines Schwangerschaftsabbruches geleistet werden darf.

Wenn das Strafrecht unter bestimmten Voraussetzungen zugunsten von Beratung 
und Hilfe auf Strafandrohung verzichtet, eröffnet dies insbesondere die Möglich-
keit jene Frauen zu erreichen, die ernsthaft einen Schwangerschaftsabbruch in 
Erwägung ziehen.

Je mehr sich eine Frau mit einer Entscheidung für das Kind von ihrem unmittel-
baren sozialen Umfeld sowie von der Gesellschaft getragen weiß, desto eher wird 
sie eine mögliche Belastung auf sich nehmen und Zutrauen in die Zukunft gewin-
nen können. Mit ihrem unumstrittenen Einsatz für den Schutz des menschlichen 
Lebens hat Beratung in Trägerschaft von donum vitae, einem Verein überwiegend 
katholischer Bürgerinnen und Bürger, in diesen Situationen eine unverzichtbare 
Aufgabe für die Frauen in Not und ihre Familien.

2. Rechtliche Grundlagen

Grundgesetz, insbesondere:

• Art. 1 (1): Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu 
schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.

• Art. 2 (1): Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit,
soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungs-
mäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt.

• Art. 2 (2): Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. 
Die Freiheit der Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund 
eines Gesetzes eingegriffen werden.

• Art. 3 (3): Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, 
seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, 
seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevor-
zugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.

• Art. 6 (1): Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutz der staat-
lichen Ordnung.

• Art. 6 (4): Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der 
Gemeinschaft.

Schwangeren- und Familienhilfeänderungsgesetz vom 21.8.1995 (im Zusam-
menhang mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Neuregelung des 
Schwangerschaftsabbruchs vom 28.5.1993).
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Gesetz zur Vermeidung und Bewältigung von Schwangerschaftskonflikten 
(Schwangerschaftskonfliktgesetz - SchKG):

• Neben traditionellen Formen von Partnerschaft und Elternschaft steht eine 
Vielfalt alternativer Formen. Die Beratung steht nach § 2 Abs. 1 allen Paaren 
und/oder Einzelpersonen offen, unabhängig von ihrer persönlichen Wertehal-
tung und/oder Lebensform.

• Schwangerschaftskonfliktberatung nach den §§ 5-7.

• Nach § 9 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes darf eine Beratungsstelle mit 
keiner Einrichtung, in der Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen werden, 
derart organisatorisch oder durch wirtschaftliche Interessen verbunden sein, 
dass hiernach ein materielles Interesse der Beratungseinrichtung an der 
Durchführung von Schwangerschaftsabbrüchen nicht auszuschließen ist.

Länderspezifische Richtlinien zur Anerkennung von Beratungsstellen nach § 9 
des Gesetzes zur Vermeidung und Bewältigung von Schwangerschaftskonflikten 
(Schwangerschaftskonfliktgesetz - SchKG).

3. Beratungsaufträge

Psychosoziale Beratung und Vermittlung von Hilfen im Zusammenhang mit:

• Schwangerschaftskonfliktberatung nach §§ 5-7 SchKG in Verbindung mit   
§ 219 StGB

• Beratung nach § 2 SchKG insbesondere

• •  bei zu erwartender Krankheit oder Behinderung des Kindes einschließlich 
pränataler Diagnostik

• •  bei Kinderwunsch

• •  Beratung im Kontext der Frühen Hilfen

• Beratung zur vertraulichen Geburt nach §§ 25ff SchKG

• Fragen der Sexualität, Verhütung und Familienplanung

• Adoption und Fremdunterbringung in Pflegefamilien

• Begleitung nach der Geburt des Kindes

• Begleitung nach einem Schwangerschaftsabbruch

• Beratung zur vertraulichen Geburt nach §§ 25ff SchKG
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4. Beratungselemente

Im folgenden werden einzelne Aspekte der Beratung, die sich der Erfahrung 
nach als besonders wichtig herausgestellt haben, hervorgehoben. Dies geschieht 
angesichts der individuellen Besonderheiten jeder Beratungssituation sowie im 
Hinblick auf die unterschiedlichen Beratungsaufträge mit all ihren Gemeinsam-
keiten und Unterschieden ohne Anspruch auf abschließende Systematisierung.

4.1 Identitäts- und Loyalitätskonflikt

Eine Schwangerschaft ist für eine Frau ein lebensgeschichtlich, körperlich, 
seelisch und sozial tiefgreifendes Ereignis. Ist für die einen die Schwangerschaft 
erwünscht und in bezug auf die Lebensvollzüge der Schwangeren sowie ihrer Fa-
milie unproblematisch, kann für andere aus der Tatsache, ein Kind zu erwarten, 
ein höchst belastender Konflikt entstehen.

Versteht man die Identität eines Menschen als das Gesamt seiner physischen, 
psychischen, sozialen und sittlichen Merkmale und Einstellungen, dann wird 
deutlich, dass die Veränderungen, die das Kind in den unterschiedlichen Lebens-
bereichen der Frau auslösen kann, zu einem tiefgreifenden Konflikt führen 
können, den die Frau im Bewusstsein ihrer Verantwortung für ihr ungeborenes 
Kind als elementare Gefährdung ihrer sittlichen Persönlichkeit erlebt.

Ein Loyalitätskonflikt kann dann entstehen, wenn die Schwangere sich dem 
Schutz des in ihr heranwachsenden Kindes verpflichtet fühlt, gleichzeitig aber 
den Eindruck hat, dass sie mit der Fortsetzung der Schwangerschaft ihren Ver-
pflichtungen anderen gegenüber, wie z.B. dem Partner, den bereits geborenen 
Kindern oder den Eltern, nicht nachkommen kann.

4.2 Unterstützung der Entscheidungskompetenz

Damit eine Person eine gewissenhafte und verantwortliche Entscheidung treffen 
kann, benötigt sie die für die Entscheidungsfindung wichtigen Informationen, 
die ihr im Rahmen eines Beratungsgespräches vermittelt werden können. Infor-
mation allein reicht jedoch nicht aus. Sie muss auf den jeweiligen Lebenskontext 
der Rat suchenden Person bezogen und von dieser integriert werden können. 
Ob es sich nun um Fragen der Sexualität, der Familienplanung, der Inanspruch-
nahme einer invasiven Pränatal diagnostik oder eines in Erwägung gezogenen 
Schwangerschaftsabbruchs handelt, stets ist die Person in ihrem sittlich relevan-
ten Lebensvollzug betroffen. Ein wichtiger Aspekt ist in diesem Zusammenhang 
die Auseinandersetzung mit den möglichen Folgen einer Entscheidung. So sollte 
z.B. bereits vor Inanspruchnahme einer invasiven Pränataldiagnostik über die 
Situation nachgedacht werden, die im Falle einer nachgewiesenen unbehandel-
baren Erkrankung oder Entwicklungsstörung des Ungeborenen entsteht.

4.3 Zielorientierung und Ergebnisoffenheit

Die Beratung im Schwangerschaftskonflikt bedarf der Zielorientierung auf den 
Schutz des ungeborenen Lebens hin. Das Erreichen dieses Ziels des Lebens schut-
zes steht im engen Zusammenhang mit der Ergebnisoffenheit der Beratung, denn 
grundlegende Voraussetzung der Beratung ist der Respekt vor der personalen 
Freiheit und Würde der Frau. Die Beraterin nimmt die Frau in ihrem individuellen 
Konflikt ernst. Sie spricht die Rat Suchende als verantwortlich Handelnde an. 
Fremdbestimmung, Druck und Manipulation sind nicht mit dem Wesen und dem 
Selbstverständnis von Beratung vereinbar.
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4.4 Beratung als freiheitlicher, lösungsorientierter Prozess

Grundlegende Voraussetzung von Beratung ist es, der Rat suchenden Person zu 
vermitteln, dass ihr Respekt vor ihrer persönlichen Verantwortung entgegenge-
bracht wird. Bezüglich eines Schwangerschaftskonfliktes wird im partnerschaft-
lichen Gespräch die Chance aufgegriffen, die lebensbejahenden Kräfte der Frau 
zu fördern. Es geht darum, dass die Beraterin gemeinsam mit der Rat Suchenden 
den Konflikt erhellt und die Motive versteht, damit bei der Frau Ängste und 
Spannungen, Druck und andere Blockierungen abgebaut werden können und 
der Freiraum für verantwortliches Handeln vergrößert wird. Der freiheitliche, 
lösungsorientierte Prozess bietet die Möglichkeit, die Frau zu befähigen, ihre 
eigenen Ressourcen neu zu entdecken und einzusetzen. Es ist ein Prozess, der 
dazu beiträgt, die soziale und personale Kompetenz im Hinblick auf ihre Liebes- 
und Schutzfähigkeit bewusst zu machen. Die Beratung orientiert sich an den 
Stärken, Fähigkeiten und positiven Erlebnissen der Frau. Vertrauen in die eigene 
Kraft, Zutrauen zu Hilfsangeboten und Mut, an für unwahrscheinlich gehaltene 
positive Entwicklungen zu glauben, sind erst möglich, wenn trotz der Bedräng-
nis die positive Seite der Ambivalenz, nämlich die Bejahung des Kindes bzw. 
des behinderten Kindes zugelassen werden kann. Inhalt der Beratung ist oft die 
Bearbeitung von Beziehungskonflikten und sollte immer das Angebot weiterfüh-
render Beratung und Begleitung umfassen. Mit Einwilligung der Rat Suchenden 
können Personen ihres sozialen Umfeldes und weitere Fachkräfte zu der Bera-
tung hinzugezogen werden. 

Die Beraterin informiert über und vermittelt soziale, finanzielle und materielle 
sowie andere Hilfen und bietet ihre Unterstützung und Begleitung bei Antrag-
stellung und in der Zusammenarbeit mit Ämtern und Institutionen an.

4.5 Zweifache Anwaltschaft für Mutter und Kind

Angesichts des einzigartigen, untrennbaren Lebenszusammenhangs von Mutter 
und Kind ist der Schutz des ungeborenen Kindes gleichzeitig ein Schutz für die 
Frau selbst. Die Beratung schließt durch das Angebot einer umfassenden Krisen- 
und Konfliktbewältigung die zweifache Anwaltschaft für das Kind und die Frau 
ein und nimmt auch den Mann in den Blick. 

In dem Beratungsprozess kommt es darauf an, dass die Beraterin die Notlage der 
Frau und ihre Sicht des vielschichtigen Schwangerschaftskonfliktes versteht und 
zugleich Anwältin für das ungeborene Kind ist.

Sich ich-stärkend an die Seite der schwangeren Frau zu stellen heißt, den Le-
benszusammenhang von Mutter und Kind zutiefst zu respektieren. Die Beraterin/
der Berater begleitet die Frau behutsam auf dem Weg der Klärung ihrer eigenen 
Lebenslage. Vor dem Hintergrund der individuellen Lebenssituation der Frau er-
möglicht der partnerschaftliche Beratungsprozess die Entwicklung von Perspek-
tiven für ein Leben mit dem Kind. Es ist ein Prozess, der zu einer verantwortungs-
vollen Entscheidung hinführt, mit der die Frau auch in Zukunft leben kann und 
die der Verpflichtung gegenüber dem ungeborenen Kind gerecht wird.

Unter notwendiger Sicherstellung der Letztentscheidungskompetenz der Frau 
ist auch die Bedeutung des Mannes für die Identität des Kindes sowie für die Be-
ziehung bzw. das Familiensystem zu berücksichtigen. Der Partner kann in diesem 
Zusammenhang eine wichtige unterstützende Position einnehmen.

4.6 Auseinandersetzung mit Werten und Normen

Beratung hilft nur dann gewissenhafte Entscheidungen zu treffen, wenn es 
gelingt, die Rat suchende Person in eine konstruktive Auseinandersetzung mit 
ihren eigenen Werten und Normen zu führen bzw. sie dabei zu begleiten. In 
diesen Zusammenhang gehört auch die Benennung rechtlicher Normen.
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Beratung als dialogischer Prozess bedeutet auch, dass die Rat Suchenden mit 
den Werten und normativen Überzeugungen der Beraterin/des Beraters konfron-
tiert werden. In der vom christlichen Glaubensverständnis geprägten Überzeu-
gung der Beraterin/des Beraters wird der Wert des Lebens – auch des Lebens mit 
Behinderungen – nicht nur in Worten dargestellt, sondern kann über die Haltung 
der Beraterin/des Beraters und die Art der Gesprächsführung überzeugend ver-
mittelt werden und Kraft spenden.

Es ist ein zentraler Teil einer Schwangerschaftskonfliktberatung, den Blick der 
Schwangeren auf das Ungeborene zu lenken, das ein von ihr unabhängiges Recht 
auf Leben hat. Wenn möglich soll auch der werdende Vater in der Schwanger-
schaftskonfliktberatung einbezogen werden und auch sein Blick auf das Ungebo-
rene und dessen Lebensrecht gelenkt werden. 

4.7 Verarbeitung traumatisierender Erlebnisse

Die verschiedensten Methoden der psychosozialen Beratung, wie z.B. personen-
zentrierte Gesprächsführung oder Elemente der systemischen Familienberatung 
leisten Hilfestellung zur Bewältigung seelischer Konflikte nach

• dem Verlust eines Kindes durch Fehl-, Früh- oder Totgeburt

• einem Schwangerschaftsabbruch

• sexueller Gewalterfahrung

durch

• Begleitung eines Trauerprozesses

• Abbau von Ängsten, Druck und Blockierungen zur Stärkung der psychischen

Stabilität

• Auseinandersetzung mit Schuld und Schuldgefühlen

• Vermittlung von Selbsthilfegruppen und Psychotherapie.

4.8 Schweigepflicht, Zeugnisverweigerungsrecht und
Beschlagnahmeverbot

BeraterInnen, alle MitarbeiterInnen und Beauftragte einer anerkannten Be-
ratungsstelle unterliegen nach § 203 Abs. 1 Nr. 4a StGB der Pflicht zur Ver-
schwiegenheit. Für den gleichen Personenkreis gilt gegenüber Gerichten und 
der Staatsanwaltschaft das Zeugnisverweigerungsrecht gem. § 53 Abs. 1  Nr. 3a 
StPO. Für Beratungsstellen gilt das Beschlagnahmeverbot gem. § 97 Abs. 1 Nr. 1 
StPO.

BeraterInnen, MitarbeiterInnen und Beauftragte der Beratungsstelle müssen 
sich über die Rechtsvorschriften informieren.

Die Rat suchende Person sollte darüber informiert sein, dass die BeraterInnnen 
und die MitarbeiterInnen sowie Beauftragte zur Schweigepflicht und zum Zeug-
nisverweigerungsrecht verpflichtet sind.

4.9 Ausstellung des Beratungsnachweises

Die Frau erhält nach Abschluss der Beratung auf Wunsch eine Bescheinigung 
darüber, dass eine Beratung im Sinne dieses Beratungskonzeptes und nach §§ 5 
und 6 SchKG stattgefunden hat. Die Schwangere kann auf Wunsch gegenüber der 
Beraterin/dem Berater anonym bleiben. In diesem Falle wird die Beratungsbe-
scheinigung von einer dritten Person aus der Beratungsstelle ausgestellt.
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5. Fachteam

Eine Zusammenarbeit mit Fachkräften unterschiedlicher Disziplinen wird gewähr-
leistet. Im Einvernehmen mit der Rat Suchenden können diese Fachkräfte je nach 
den Erfordernissen des Einzelfalles zur Beratung hinzugezogen werden. Dies 
dient der Bereitstellung insbesondere ärztlicher, juristischer, sozialpädagogi-
scher, psychologischer, sozialarbeiterischer und theologischer Kompetenz.

6. Öffentlichkeitsarbeit und Bildungsarbeit

Sowohl der Träger der Beratungsstellen als auch die Beratungsstellen selbst 
haben den Auftrag, das Beratungsverständnis von donum vitae darzustellen und 
dessen Unterstützung durch die Öffentlichkeit zu fördern. Die aktive Mitgestal-
tung der öffentlichen Diskussion über den Wert und die Würde menschlichen Le-
bens auch in seinen frühesten Entwicklungsphasen dient dem Schutz des Lebens 
und zielt auf eine gesellschaftlich getragene Unterstützung von Frauen und ihren 
Familien, die durch eine Schwangerschaft in eine Konflikt- und Krisensituation 
geraten. Die Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit beinhaltet des weiteren:

• Kontaktaufnahme zu sozialen Diensten, Ärzten, anderen Beratungsstellen, 
verschiedenen Behörden, Krankenhäusern und Fachleuten

• Darstellung der Beratungsarbeit in Gesellschaft, Politik und Kirche

• Teilnahme an öffentlichen Veranstaltungen zur Darstellung des donum vitae
Beratungs- und Hilfsangebotes und zur Bewusstmachung von spezifischen ge-
sellschaftlichen und individuellen Nöten und Problemen

• Gewinnung ehrenamtlicher MitarbeiterInnen

• Unterstützung bei der Sexualerziehung in Bildungseinrichtungen (z.B. Kinder-
gärten, Schulen, Jugendeinrichtungen und Erwachsenenbildung)

• Sichten, Auswerten und Erstellen von Arbeitsmaterialien und Broschüren.
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7. Struktur- und Qualitätssicherung

Eine Beratungsstelle muss über mindestens eine – je nach Landesrichtlinie auch 
zwei – vollbeschäftigte oder eine entsprechende Anzahl teilzeitbeschäftigter 
Fachkräfte als BeraterInnen und mindestens eine teilzeitbeschäftigte Verwal-
tungskraft verfügen. Urlaubs- und Krankheitsvertretung sind zu regeln.

Pro vollbeschäftigter Beraterin/vollbeschäftigtem Berater sind mindestens
ein Beratungsraum, darüber hinaus ein Wartebereich und ein Sekretariat
bereitzustellen.
Weitere struktursichernde Maßnahmen:

• Die Beratung steht allen Frauen und Männer offen, unabhängig von Religion, 
Konfession und Nationalität

• unentgeltliche Beratung

• gute Erreichbarkeit der Beratungsstelle

• bedarfsgerechte Öffnungszeiten entsprechend der Landesrichtlinien (Anrufbe-
antworter, Bekanntmachung der Öffnungszeiten und Fernsprechanschlüsse)

• schnellstmögliche Terminvergabe zur Beratung nach §§ 5-7 SchKG in Verbin-
dung mit § 219 StGB

• bei Bedarf Mehrfachberatung

• Angebot der längerfristigen Begleitung auch über die Geburt des Kindes 
hinaus

• Protokolle und Beratungsaufzeichnungen nach § 10 SchKG

• Aktenführung nach § 2 SchKG

• Bereitstellung von Materialien und Broschüren für den individuellen Bedarf 
der Schwangeren und ihrer Familien.

Zusammenarbeit mit

• Beratungsstellen in kirchlicher Trägerschaft; insbesondere in den konkurrie-
renden Bereichen strebt donum vitae eine Kooperation mit den katholischen 
Beratungsstellenträgern an

• Bundesstiftung Mutter und Kind

• weiteren psychosozialen Diensten: Ärzten, Behörden, Krankenhäusern, Fach-
leuten, Pfarrgemeinden etc.

• Fachteam

Die Qualitätssicherung wird gewährleistet durch:

• die Zusammenarbeit mit einschlägigen Fachverbänden, Diensten und Einrich-
tungen

• Landesspezifische Qualifikationen

• Psychosoziale Zusatzausbildung

• Teambesprechungen

• Regelmäßige Fortbildung und Supervision

• Austausch, Reflexion und Vernetzung mit anderen Beratungsstellen auf  
Landes- und Bundesebene in gleicher Trägerschaft

• Erkennen und Erarbeiten neuer Aufgabenschwerpunkte aufgrund von gesell-
schaftlichen Erfordernissen

• konzeptionelle Weiterentwicklung
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8. Verweis auf Materialien

donum vitae erarbeitet und erstellt:

• Materialien für Öffentlichkeitsveranstaltungen

• Materialien zur präventiven Arbeit an Schulen

• Leitfaden zur Öffentlichkeitsarbeit

• Psychosoziale Beratung im Kontext von Pränataldiagnostik und bei zu erwar-
tender Behinderung des Kindes

Beschluss des Vorstandes von donum vitae e.V. am 20. März 2000. Dieses 
Beratungskonzept schließt die Schwangerschaftskonfliktberatung im Sinne 
der geltenden gesetzlichen Bestimmungen ein und gilt gemäß § 2 Absatz 2 der 
Satzung als Richtlinien für die Beratung.

Anerkannte donum vitae
Beratungsstelle

Nachweis

nach § 219 Abs. 2 Satz 2 StGB in der Fassung des Schwangeren- und  
Familienhilfeänderungsgesetzes (SFHÄndG) vom 25. August 1995

Frau
Anschrift
Geburtsdatum
Datum des letzten Beratungsgesprächs

ist gemäß dem Beratungskonzept für die Beratungsstellen in Trägerschaft von 
donum vitae zur Förderung des Schutzes des menschlichen Lebens nach § 219 
StGB in Verbindung mit den §§ 5 bis 7 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes 
(SchKG) vom 25.08.1995 beraten worden.

Die Beratung diente dem Schutz des ungeborenen Kindes. Sie war von dem Be-
mühen geleitet, zur Fortsetzung der Schwangerschaft zu ermutigen und Pers-
pektiven für ein Leben mit dem Kind zu eröffnen. Die nach der Sachlage und dem 
Schwangerschaftskonfliktgesetz erforderlichen Informationen wurden gegeben. 
Die möglichen praktischen Hilfen, die die Fortsetzung der Schwangerschaft und 
die Lage von Mutter und Kind erleichtern, wurden aufgezeigt. Unterstützung bei 
Inanspruchnahme der Hilfen wurde angeboten.

Über die Möglichkeiten einer weiteren Beratung und Begleitung während der 

Schwanger schaft und nach der Geburt des Kindes wurde informiert.

Beratungsnachweis von donum vitae – sofern nicht länderspezifische Regelungen eine andere Form vorschreiben.

Name, Anschrift

Ort, Datum Stempel, Unterschrift
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